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Politik und Sicherheit 
Rhodesien: Sicherheitsrat stimmt Ernennung eines 
UN-Beauftragten zu (55) 

I. Ein Tei lstück des anglo-amerikanischen 
Rhodesien-Plans, der auf die Unabhängig­
keit Rhodesiens im Jahre 1978 unter einer 
Mehrhei tsregierung abzielt, ist erfül l t : am 
29. September 1977 hat der Sicherheitsrat 
Generalsekretär Waldhe im beauftragt, 
einen UNO-Beauft ragten für Rhodesien zu 
ernennen. Waldhe im kam dieser Aufforde­
rung innerhalb weniger Tage nach; am 
6. Oktober ernannte er den indischen Ge­
neral leutnant Prem Chand, der bis Dezem­
ber 1976 Kommandeur der Friedenstruppe 
der Vereinten Nat ionen auf Zypern war. 
Daß Waldhe im einen diplomat isch geschul­
ten Offizier und nicht einen reinen Diplo­
maten ernannte, l iegt in der Natur der Auf­
gabe. Der Sicherheitsrat hatte beschlossen, 
daß der Beauft ragte die mil i tär ischen 
Aspekte einer Rhodesien-Lösung mit allen 
Konf l ik tpar te ien erör tern sol l . Dem anglo-
amerikanischen Fr iedensplan zufolge sol­
len die Vereinten Nat ionen nicht nur die 
mil i tär ischen und Sicherhei tsprobleme bei 
einer Übergangslösung in Rhodesien lösen 
helfen, sondern auch einen Rahmen für 
unpartei ische und ordent l iche Verhand­
lungen schaffen und freie Wahlen über­
wachen. 

II. In der Debatte am 28. und 29. Sep­
tember hatten d ie Ratsmitgl ieder davon ab­
gesehen, den gesamten anglo-amerikani­
schen Rhodesien-Plan zu diskut ieren. Der 
bri t ische Außenminister Dr. David Owen 
hatte zu Beginn der Ratsdebatte selbst er­
klärt, daß seine Regierung vom Rat nicht 
erwarte, für oder gegen den gesamten 
Plan Stel lung zu nehmen. Es gehe aller­
d ings darum, so schnell wie möglich einen 
Waffenst i l ls tand in Rhodesien zu erwirken 
und dazu könne dieser Beauftragte beitra­
gen. Der UNO-Botschafter Benins, Thomas 
S. Boya, drückte die Auffassung der afr ika­
nischen Staaten aus, als er sagte, die 
Ratsdebatte über den bri t ischen Antrag auf 
Ernennung eines UNO-Beauftragten für 
Rhodesien dürf te nicht als Versuch oder 
Wunsch des Rates betrachtet werden, die 
anglo-amer ikanischen Vorschläge zu unter­
stützen. 

Der Ko-Vorsi tzende der »Patriotischen 
Front< Simbabwes, Joshua Nkomo, gab in 
der Debatte seine bedingte Zust immung 
zu einer UNO-Präsenz in der abtrünnigen 
bri t ischen Kolonie. Voraussetzung sei, daß 
die Vereinten Nat ionen die Entkolonisie­
rung Simbabwes förder ten und daß der 
UNO-Beauftragte seine Aufgabe in engem 
Einvernehmen mit den Mitg l iedern des 
Sicherheitsrats und den Konf l ik tparteien 
wahrnehme. 

Der Ständige Vertreter der Bundesrepu­
bl ik Deutschland, Botschafter Rüdiger von 
Wechmar, führte als Ratspräsident für den 

Monat September den Vorsitz in der De­
batte. A ls letzter Sprecher vor der Ab­
st immung erklärte er, daß die notwendigen 
und längst fäl l igen Lösungen der Proble­
me des Südl ichen Afr ika auf f r iedl ichem 
Wege erzielt werden müßten. Die Bun­
desrepubl ik sei sich darüber im klaren, 
daß eine endgül t ige pol i t ische Lösung des 
Rhodesien-Problems noch nicht zur Bera­
tung im Sicherheitsrat anstehe, daß aber 
ein erster Schritt unternommen werden 
soll te, um eine Einbeziehung der Verein­
ten Nat ionen in die derzei t igen Bemühun­
gen um eine fr iedl iche Lösung zu ermög­
lichen. 

III. Die Resolut ion 415 (deutscher Text s. S. 
198 dieser Ausgabe) wurde dann mit dre i ­
zehn St immen verabschiedet. Die Sowjet­
union enthielt sich der St imme; China 
nahm an der Abst immung nicht tei l . Sowjet­
botschafter Tro janowski erklärte vor der 
Abst immung, die sowjet ische Delegat ion 
habe ernsthafteste Bedenken gegen den 
brit ischen Vorschlag. »Wir dürfen nicht zu­
lassen, daß die Vereinten Nat ionen erneut 
eingespannt werden, um eine neo-kolonia­
listische Methode zur Lösung der Proble­
me der Besei t igung des Kolonialsystems 
in Afr ika zu vertuschen«, sagte Tro janows­
ki. Da aber auch Nkomo im Prinzip der Er­
nennung des Rhodesien-Beauftragten zu­
gest immt habe und eine Reihe afr ikani­
scher Staaten sich ähnlich verhalte, wer­
de die Sowjetunion d ie Verabschiedung 
der Resolut ion nicht blockieren. Die chine­
sische Delegat ion meinte sogar, der anglo-
amerikanische Rhodesien-Plan stehe in e i ­
nigen Punkten im Gegensatz zu Rhode­
sien-Resolut ionen der Generalversamm­
lung und des Sicherheitsrats. Mit Rücksicht 
auf die Posit ion der afr ikanischen Staaten 
habe sich die chinesische Delegat ion aber 
entschieden, an der Abst immung nicht te i l ­
zunehmen. PWF 

Rechtsfragen 
Humanitäres Kriegsvölkerrecht: Unterzeichnung 
zweier Zusatzprotokolle zu den vier Genfer Rot­
kreuz-Konventionen von 1949 — Anwendungsbe­
reich - Verbesserter Schutz der Zivilbevölkerung 
- Schutz des Guerillakämpfers (56) 

(Die fo lgenden Ausführungen knüpfen an 
den Beitrag in VN 6/1976 S. 178 ff. an.) 

I. Mit der Unterzeichnung der beiden Zu­
satzprotokol le als Ergebnis der Diploma­
tischen Konferenz zur Neubestätigung und 
Weiterentwicklung des in bewaffneten Kon­
flikten anwendbaren humanitären Völker­
rechts vom 10. bis zum 13. Juni 1977 durch 
101 Staaten in Genf wurde ein wesent­
licher Schritt zur Verbesserung des Schut­
zes der Opfer bewaffneter Auseinanderset­
zungen getan. Besonderes Augenmerk w id ­
men die Protokol le einer Verbesserung des 
Loses der Ziv i lbevölkerung, deren Schutz 
durch das bisher ige Genfer Recht wegen 
der Fortentwicklung der Waffentechnik und 

der Veränderung der Kr iegführung als 
nicht mehr ausreichend angesehen wurde. 
Außerdem wurde durch das neue Vertrags­
werk auch der Guer i l lakämpfer mit in den 
Schutz der Genfer Konvent ionen einbe­
zogen. 
Die beiden nun unterzeichneten Protokol le 
verstehen sich als Ergänzung und Weiter­
entwicklung des Genfer Rechts, bauen also 
auf dessen Anwendung auf. Dabei gehen 
sie al lerdings über den Bereich der her­
kömmlichen Regeln des Genfer Rechts h in­
aus, da sie auch Fragen mi tbehandeln, 
d ie nicht dem humanitären Kriegsvölker­
recht, sondern dem Kriegführungsrecht zu­
zuordnen sind. Insofern enthalten sie eine 
te i lweise Verschmelzung des Haager und 
des Genfer Rechts. 

II. Die beiden Genfer Protokol le — ihr ge­
nauer Titel lautet »Protocol Addi t ional to 
the Geneva Convent ions of 12 August 
1949, and relat ing to the protect ion of vic­
t ims of internat ional armed conf l ic ts (Pro­
tocol l)< und >Protocol Addi t ional to the 
Geneva Convent ions of 12 August 1949, 
and relat ing to the protect ion of v ic t ims of 
non-internat ional armed conf l ic ts (Protocol 
ll)< — haben, wie sich bereits aus ihrem 
Titel ergibt, einen unterschiedl ichen An­
wendungsbereich. Protokol l I bezieht sich 
auf den internat ionalen bewaffneten Kon­
f l ikt. Unter d iesem Begriff ist gemäß des 
in al len Genfer Konvent ionen gle ichlauten­
den Art. 2, auf den Art. 1 des I. Protokol ls 
unmit telbar Bezug nimmt, d ie kr iegerische 
Auseinandersetzung zwischen Vertrags­
staaten zu verstehen. Dem internat ionalen 
Konfl ikt nunmehr gleichgestel l t wurde 
durch Art. 1 Abs. 4 des I. Protokol ls der 
Kampf gegen Kolonia l - und Fremdherr­
schaft sowie gegen rassistische Regime, 
soweit es sich dabei um einen Kampf zur 
Verwirk l ichung des Selbstbest immungs­
rechts handelt . Diese Gleichstel lung war 
am Anfang der Konferenz außerordent l ich 
heftig umstr i t ten und es hatte te i lweise 
durchaus den Anschein, als könne die 
Konferenz an diesem Problem scheitern. 
Diese Formul ierung wurde in einer Kampf­
abst immung auf Kommiss ionsebene von 
Staaten der Dritten Welt durchgesetzt (vgl. 
VN 6/1976 S. 180/181). Gegen diese Gleich­
stel lung spricht, daß Befre iungsbewegun­
gen häufig faktisch nicht in der Lage sein 
werden, d ie an sie nun gestel l ten Anfor­
derungen zu erfül len. Es bestand daher 
die Befürchtung, daß auf diese Weise der 
Standard des auf den zwischenstaat l ichen 
Konfl ikt zugeschnit tenen Genfer Rechts ge­
fährdet werden würde. Die Bedeutung die­
ser Vorschrif t hat sich jedoch seit den 
ersten Beratungen über diesen Punkt 
durch die Auf lösung des portugiesischen 
und des spanischen Kolonialreiches relat i ­
viert. Bei der Schlußabst immung im Ple­
num st immten 87 Staaten für Art. 1 von 
Protokol l I, ein Staat (Israel) dagegen und 
elf (darunter Frankreich, d ie Bundesrepu­
bl ik Deutschland, Großbr i tannien und die 
Vereinigten Staaten) enthiel ten sich der 
St imme. 

Ähnl ich umstr i t ten war der Anwendungs­
bereich des II. Protokol ls. Es enthält 
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Schutzregeln für den sogenannten >nicht-
internationalen< Konfl ikt. Dieser Komplex 
wurde bislang von Art. 3 der vier Genfer 
Konvent ionen erfaßt, der den Betroffenen 
al lerdings einen nur sehr unvol lkommenen 
Mindeststandard sicherte (Verbot der Fol­
ter, Verbot der Geiselnahme, Verbot der 
Beeinträcht igung der persönl ichen Würde 
und der Hinr ichtung ohne ordent l iches Ge­
richtsverfahren). Da der al lergrößte Teil 
der nach dem Zwei ten Wel tkr ieg stattge­
fundenen bewaffneten Konf l ik te nicht zw i ­
schen Staaten stat tgefunden hat und so­
mit nicht unter den Begriff des internat io­
nalen Konf l ik tes fällt, war die Schaffung 
eines verbesserten humani tären Mindest­
standards für d ie Betroffenen unerläßlich 
geworden. Während sich Protokol l I in den 
Bahnen des herkömml ichen Genfer Rechts 
bewegt, wurde mit der Unterzeichnung von 
Protokol l II Neuland betreten. Letzteres 
f indet Anwendung in bewaffneten Konf l ik­
ten, d ie nicht von Protokol l I erfaßt wer­
den, und die auf dem Terr i tor ium eines 
Vertragsstaats zwischen seinen regulären 
bewaffneten Strei tkräften und aufständi­
schen Streitkräften stat t f inden. Vorausset­
zung ist dabei , daß die Rebel len über 
organis ier te bewaffnete Gruppen verfügen, 
d ie e inem verantwort l ichen Kommando 
unterstehen und einen Teil des Staatsge­
bietes kontrol l ieren, so daß sie in der Lage 
sind, echte mi l i tär ische Akt ionen durchzu­
führen und die Regelungen von Protokol l II 
zu beachten. Ausdrückl ich ausgenommen-
von der Anwendung des II. Protokol ls sind 
innere Unruhen u. ä. Die Staaten der Drit­
ten Welt stehen d iesem Protokol l skept isch 
gegenüber, was auch in der Schlußabst im­
mung des Plenums zu diesem Punkt deut­
lich zum Ausdruck kam. Ledigl ich 58 Staa­
ten st immten für Art. 1 von Protokol l I I , 
darunter bis auf Norwegen al le west l ichen 
Staaten, fünf s t immten dagegen (Argen­
t in ien, Chi le, Indien, Syrien und Kamerun), 
während sich 29 Staaten (davon 28 aus der 
Drit ten Welt) der St imme enthiel ten. Es 
besteht bei ihnen die Befürchtung, daß die 
Rebel lengruppen durch die Zuerkennung 
best immter Rechte aufgewertet und daher 
unter Umständen Umsturz- und Sezessions­
bestrebungen gefördert werden. Diese Sor­
ge f indet ihren Ausdruck auch in Art. 3 von 
von Protokol l II, der ausdrückl ich feststel l t , 
daß die souveränen Rechte der Staaten, 
Ruhe und Ordnung im Lande wiederherzu­
stel len und die Einheit des Staates zu 
wahren, nicht berührt werden. Des wei te­
ren w i rd festgehalten, daß die Vorschri f ten 
von Protokol l II nicht zum Anlaß für eine 
Intervention genommen werden dürfen. 
II I . Protokol l I und II gehen beide grund­
sätzlich davon aus, daß in e inem bewaff­
neten Konfl ikt zwischen Kombattanten und 
Ziv i lbevölkerung zu unterscheiden und letz­
tere grundsätzl ich nicht zum Gegenstand 
eines bewaffneten Konf l ik tes zu machen 
ist (Art. 48 Protokol l I, Art. 13 Protokol l II). 
Geschützt werden durch beide Protokol le, 
wenn auch mit unterschiedl icher Intensität, 
d ie Z iv i lbevölkerung als solche sowie zivi le 
Objekte (auch gegen Repressalien). Be­
sonderen Schutz genießen historische Bau­
ten und Kunstgegenstände sowie rel igiöse 
Kultstät ten. Wei terhin sind Angri f fe auf Ob­
jekte verboten, d ie für das Über leben der 
Z iv i lbevölkerung von Bedeutung s ind, so­

wie Bauwerke (Dämme, Deiche, Atomkraf t ­
werke), deren Zerstörung mit besonderen 
Gefahren für d ie Ziv i lbevölkerung verbun­
den wäre. Besondere Schwier igkeit berei­
tete in den Verhandlungen die Defini t ion 
des verbotenen i nd i sc r im ina te attack<, der 
zivile und mil i tärische Objekte in g le i ­
cher Weise in Mit leidenschaft zieht. Dar­
unter fal len gemäß der Legaldef in i t ion in 
Art. 50 Protokol l I alle nicht unmit te lbar auf 
mil i tär ische Objekte geziel ten Angr i f fe so­
wie al le Angri f fe, deren Steuerung bzw. 
Begrenzung in der Wirkung aus waffen­
technischen oder sonst igen Gründen nicht 
mögl ich ist. Schließlich zählen hierunter 
auch al le Angr i f fe auf mil i tär ische Objekte, 
d ie der Z iv i lbevölkerung einen unverhält­
nismäßig großen Schaden zufügen würden. 
Es muß also eine Relat ion zwischen der 
Notwendigkei t des Angri f fs, gemessen an 
der Bedeutung des bekämpften Zieles, und 
der Gefährdung der Z iv i lbevölkerung her­
gestel l t werden. Diese Vorschri f ten ge­
hören ihrer Natur nach te i lweise eher in 
den Bereich des Kr iegführungsrechts als in 
den des humani tären Rechts. Hier wi rd die 
Verschmelzung dieser beiden Gebiete 
durch die Protokol le besonders evident. 
Wicht ig für den persönl ichen Schutz der 
Z iv i lbevölkerung ist schließlich noch die 
Garant ie best immter Mindestrechte durch 
Art. 75 Protokol l I. 
Besonderes Augenmerk widmet schließlich 
Protokol l I dem Zivi lschutz. Darunter wer­
den al le Akt iv i täten verstanden, deren Auf­
gabe es ist, d ie Bevölkerung vor den Aus­
wi rkungen von Kampfhandlungen zu schüt­
zen bzw. die Auswi rkungen zumindest zu 
l indern. Das Personal des Zivi lschutzes so­
wie seine Objekte und sein Mater ial wer­
den geschützt, Konf iskat ionen sind unter­
sagt. Die entsprechenden Vorschri f ten zu 
diesem Komplex (Art. 61 seq. Protokol l I) 
wurden erst während der vierten Tagungs­
runde der Konferenz endgül t ig erarbeitet. 

IV. Ein wei terer außerordent l ich wesent­
licher Beratungspunkt, über den erst im 
Laufe der vierten Tagungsrunde Einigung 
erzielt werden konnte, betrifft die Def ini­
t ion und Behandlung des Guer i l lakämp­
fers, der mit dem I. Protokol l erstmals 
unter gewissen Voraussetzungen in den 
Genuß des Kr iegsgefangenenstatus ge­
langen sol l . Art. 43 und 44 von Protokol l I 
gehen wei terh in von der Unterscheidung 
zwischen Kombattanten und nicht kämp­
fender Ziv i lbevölkerung aus. Die Anforde­
rungen, die an einen Guer i l lakämpfer zu 
stel len s ind, t ragen deutl ich Kompromiß­
charakter; die wesent l ichen Tei le lauten 
wie fo lgt : 

»Um den Schutz der Z iv i lbevölkerung vor 
den Auswirkungen von Feindsel igkei ten zu 
gewähr le isten, s ind Kombattanten verpf l ich­
tet, sich von der Z iv i lbevölkerung zu unter­
scheiden, während sie sich in einem An­
griff oder einer mi l i tär ischen Operat ion zur 
Vorberei tung eines Angri f fs bef inden. Un­
ter Berücksicht igung, daß es in bewaffne­
ten Konf l ik ten Situat ionen gibt, in denen 
— infolge der Natur der Feindsel igkei ten — 
sich ein Kombattant nicht entsprechend 
unterscheiden kann, sol l er seinen Status 
als Kombattant behalten, vorausgesetzt, 
daß er in solchen Situat ionen seine Waffen 
offen trägt 

a) während jeder mi l i tär ischen Betät igung 
b) während der Zeit, in der er dem Feind 

sichtbar ist, während er einen mi l i tä­
rischen Stel lungsbezug durchführt, der 
der Auslösung eines Angri f fs voraus­
geht, an dem er betei l igt ist. 

Akte, d ie den Erfordernissen dieses Ab­
satzes entsprechen, sol len nicht als perf ide 
gemäß Art. 37 Abs. 1 c angesehen werden.« 
(Art. 44 Abs. 3) 
»Ein Kombattant, der in die Gewalt der 
Gegenpartei fällt, während er d ie im zwei­
ten Satz des Absatzes 3 festgelegten Er­
fordernisse nicht erfül l t , verwirkt sein 
Recht, Kr iegsgefangener zu se in ; er hat 
aber dennoch in jeder Hinsicht den g le ich­
wert igen Schutz zu erhalten wie Kr iegs­
gefangene nach der Drit ten Konvent ion 
und nach diesem Pro toko l l . . .« (Art. 44 
Abs. 4) 

In den wei teren Best immungen sieht d ie­
ser Absatz d ie Mögl ichkei t einer Bestra­
fung durch die Gewahrsamsmacht vor. Die 
Gefahr dieser Vorschrif t l iegt insgesamt 
gesehen dar in, daß trotz der grundsätz­
lichen Anerkennung der Grenzen zwischen 
Kombat tanten und Ziv i lbevölkerung diese 
Grenzen weiter verwischt werden und da­
mit die Gefahr von Maßnahmen gegen die 
Z iv i lbevölkerung wei ter wächst. Auf der 
anderen Seite zieht aber gerade das I. Pro­
tokol l derart igen Maßnahmen gegen die 
Z iv i lbevölkerung engere Grenzen. Insge­
samt wi rd aber auf jeden Fall durch diese 
Regelung die Stel lung des Guer i l lakämp­
fers gestärkt. Im Plenum wurde Art. 44 mit 
66 St immen, zwei Gegenst immen (Brasi­
l ien, Israel) und 18 Enthal tungen angenom­
men. Die Bundesrepubl ik Deutschland 
st immte für eine Annahme; Großbr i tannien 
und Italien beispielsweise enthie l ten sich 
der St imme. 

V. Umstr i t ten bis in die vierte Tagungs­
runde war, ob ein Fal lschirmspr inger bei 
e inem Notabsprung wei terh in bekämpft 
werden kann. Gegen nicht unerhebl ichen 
Widerstand in der Konferenz wurde dahin 
entschieden, daß ein derar t iger Fal lschirm­
spr inger (anderes gi l t für Kampfspr inger) 
nicht mehr bekämpft werden sol l , selbst 
wenn er auf dem gegner ischen Gebiet nie­
dergeht. Landet er auf für ihn fe indl ichem 
Gebiet, muß ihm Gelegenhei t gegeben 
werden, sich zu ergeben. 

VI. Außerordent l ich umstr i t ten war schließ­
lich noch bis zuletzt d ie Behandlung von 
Söldnern. Hier bestand ein wei tgehendes 
Interesse der Dri t ten Welt, Söldner aus 
dem Schutz des Kr iegsgefangenenregimes 
herauszunehmen. Der entsprechende Art i ­
kel 47 Protokol l I geht auf einen Vermitt­
lungsvorschlag Nigerias in der vierten 
Tagungsrunde zurück und wurde sowohl 
im zuständigen Ausschuß wie auch im Ple­
num im Konsensverfahren angenommen. 
Danach genießt der Söldner nicht d ie 
Rechte eines Kr iegsgefangenen. Unter den 
Begriff Söldner fa l len al le Personen, d ie 
unmit te lbar am Kampfgeschehen te i lneh­
men, keiner der Strei tparteien angehören, 
noch in dem Kampfgebiet leben, speziel l 
und für Geld angeworben sind, wobei ihre 
Bezahlung wesent l ich über dem Sold der 
vergleichbaren Ränge der betreffenden 
Strei tpartei l iegen muß. Mil i tärberater, d ie 
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von einem anderen Staat gesandt wurden, 
werden davon ausdrückl ich ausgenommen. 
VII. Die beiden Protokol le wurden schließ­
lich von dem Plenum der Konferenz am 
9. Juni 1977 mit 87 St immen, einer Gegen­
st imme (Israel) und 18 Enthaltungen an­
genommen. Gleichzeit ig erhiel ten die Be­
f re iungsbewegungen, die an den Beratun­
gen der Konferenz, wenn auch ohne 
Stimmrecht, te i lgenommen hatten, das 
Recht, d ie beiden Protokol le gesondert zu 
unterzeichnen. Die beiden Protokol le treten 
sechs Monate nach Hinter legung von zwei 
Rat i f ikat ionsurkunden in Kraft. Wo 

Verschiedenes 
Schweiz: Beitritt zur Weltorganisation 1980/81? -
Dritter Bericht des Bundesrates — Bedenken aus­
geräumt — Volksabstimmung als Hürde (57) 

I. Nachdem der Bundesrat im Auftrage 
des Par laments 1969 einen ersten Bericht 
über das Verhäl tn is der Schweiz zu den 
Vereinten Nat ionen herausgegeben hatte 
(vgl. VN 6/1970 S. 181 ff.) und diesem 1971 
ein zweiter gefolgt war, ist nunmehr Ende 
Juni 1977 ein dr i t ter und letzter Bericht 
publ iz iert worden. Die Schweiz ist das ein­
zige Land der Welt, in dem der Beitritt zur 
Wel torganisat ion einer Volksabst immung 
unterworfen w i rd , deren Ausgang - auch 
der im dr i t ten Bericht ausgesprochenen 
Meinung der Landesregierung zufolge — 
nicht zweifelhaft sein kann: noch immer 
steht eine Mehrhei t des Schweizer Volkes 
einem Beitr i t t g le ichgül t ig oder ablehnend 
gegenüber. Tro tzdem hat nunmehr der 
Bundesrat erstmals einen Beitr i t t als 
»wünschbar« bezeichnet und dem Parla­
ment hierfür einen Antrag in »nicht allzu 
ferner Zukunft« in Aussicht gestellt. Ein 
wei terer Bericht zum UNO-Beitr i t t erübrigt 
sich deshalb ; der nächste Schritt w i rd eine 
Botschaft sein, in welcher dieser Beitritt 
endgül t ig vorgeschlagen w i rd . 
Der dr i t te UNO-Bericht hat, obwohl der 
Bundesrat dar in d ie bisher wei testgehen­
de Annäherung an die Vereinten Nationen 
vol lzieht, e ine ausgesprochen posit ive Auf­
nahme in der Öffentl ichkeit gefunden. 
Zwar ist d ie Palette der Presse-Reaktionen 
noch durchaus schi l lernd, aber doch nicht 
mehr so dunkel w ie f rüher; die großen 
Blätter beziehen fast durchweg für die 
Vereinten Nat ionen Partei. Immerhin, nir­
gends herrscht Begeisterung, lustlos kon­
statiert man, daß die erreichte Universal i­
tät von fast 150 Nat ionen die Schweiz 
wohl zwingt, so oder so >dabei< zu sein. 
Posit iver als d ie Zei tungen reagierten die 
pol i t ischen Parteien. In der Auswärt igen 
Kommiss ion des Nat ionalrates wurde über 
die Frage des Beitr i t ts gar nicht mehr dis­
kutiert, obwoh l sie von einem bisher ge­
schworenen Gegner der Vereinten Natio­
nen, dem Berner Professor Walther Hofer 
(Schweizer Volksparte i ) , präsidiert w i rd . 
Noch vor e inem Jahr, im Schöße eines Be­
raterausschusses von >50 Weisen*, hatte 
Hofer zusammen mit dem Mitg l ied des In­
ternat ionalen Komitees vom Roten Kreuz 
(IKRK), V ic tor Umbricht (Basel), und an­
deren »Konservativen* vor »unzeitgemä­
ßem« Drängen gewarnt . Zur Diskussion 
stand jetzt nur noch die Frage des Zeit­
punktes. Man bl ieb sich uneinig, ob auch 

ein Volks->Nein< riskiert werden dürfe; 
während Bundesrat Pierre Graber, der (so­
zialdemokrat ische) schweizerische »Außen­
minister*, d ie Rückwirkungen eines »Neins* 
auf das internat ionale Prestige der 
Schweiz und vor a l lem auf d ie bereits er­
schütterte Stel lung der UNO-Stadt Genf 
fürchtete, wiesen andere Mitgl ieder mit 
Recht darauf hin, daß sich die Bevölkerung 
niemals richtig mit der Frage beschäft igen 
werde, ohne daß sie vor eine Entschei­
dung gestel l t werde. Schon beim Frauen­
st immrecht und anderen Themen, die jah­
relang anstanden, hat man schließlich 
diese Erfahrung gemacht. Man einigte sich 
zuguter letzt darauf, den Beitr i t t zum 
»nächstmögl ichen geeigneten Zeitpunkt« 
vorzuschlagen, und erstmals wurde (in der 
Kommission) auch ein Datum genannt: 
1980/81. Ein Termin, der noch weit entrückt 
ist, der jedenfa l ls außerhalb der Amts­
dauer von Bundesrat Graber l iegt, der 
Anfang 1978 aus der Landesregierung aus­
scheiden wi l l . Sein Nachfolger, der of­
fensives Temperament bekundet und ge­
rade in dieser Frage schon immer eine 
klare Haltung e innahm, ist womögl ich der 
heutige Leiter des Just iz- und Pol izeide­
partements, Bundesrat Kurt Furgler, w ie 
seinerzeit Bundesrat Giuseppe Mot ta (der 
die Schweiz in den Vö lkerbund führte) ein 
Vertreter der Chr ist l ichdemokrat ischen 
Volkspartei (CVP). 

Einen hartnäckigen Kampf gegen den 
UNO-Beitr i t t führen nach wie vor d ie 
Schwarzenbach-Republ ikaner, eine Rechts­
gruppe, deren Einfluß in den letzten Jah­
ren — mit dem Rückgang der Zahl der 
Ausländer — stark geschwunden ist. Der 
durchschnitt l ichen Meinung der schweize­
rischen Parteien entspricht jedoch eher 
die Ste l lungnahme des Ausschusses für 
Außenpol i t ik der Freis innig-Demokrat i ­
schen Partei der Schweiz (FDP), der größ­
ten bürger l ichen Partei, der sich unum­
wunden für einen Beitr i t t aussprach und 
die Kantonalparte ien ersuchte, eine gründe 
liehe Diskussion zu eröffnen und die Frage 
zu einem posit iven Entscheid zu führen. 

II. Mag äußerlich der erreichte Fortschritt 
nicht als sehr groß erscheinen — er ist be­
deutend, geht man die 170 Seiten durch 
und stellt dabei fest, daß mit einer gan­
zen Reihe schweizerischer Tabus aufge­
räumt w i rd . So fällt nunmehr endgül t ig d ie 
Meinung, daß die schweizerische Neutra­
lität einen UN-Beitr i t t verh indere oder min­
destens stark erschwere. Zwar wi l l der 
Bundesrat nur beitreten unter Wahrung 
der Neutral i tät, aber diesen Vorbehal t 
glaubt er ledigl ich in die Form einer ein­
seit igen Erklärung kleiden zu können, d ie 
er mit dem Aufnahmegesuch abgibt. 
»Wenn dann der Sicherheitsrat in Kenntnis 
dieser Erklärung die Aufnahme empfeh­
len und die Generalversammlung sie be­
schließen würde, könnte die Schweiz nach 
Treu und Glauben eine st i l lschweigende 
Anerkennung ihrer dauernden Neutral i tät 
innerhalb der UNO annehmen.« Bisher 
hatte man sich über diesen Neutral i täts­
vorbehalt in zahlreichen Gutachten zerstr i t ­
ten ; al len Ernstes wurde zeitweise ver­
langt, daß die UNO wie seinerzeit der 
Völkerbund die Schweiz ausdrückl ich von 
der Sankt ionsverpf l ichtung befreie. Daß 

ein solcher Beschluß nicht zu er langen 
wäre und — mil i tär isch vor al lem — auch 
nicht nötig ist, davon hat man sich jetzt 
al lseit ig überzeugt. 
Auch aus dem Bereich des Internat iona­
len Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) wa­
ren St immen gegen einen Beitr i t t laut ge­
worden. Sie befürchteten, daß ein UNO-
Beitr i t t d ie humanitäre Tät igkei t des IKRK 
beeinträcht igen würde. Der Bundesrat 
kommt jedoch zum Schluß, »daß eine über­
legt geführte Neutral i tätspol i t ik in der UNO 
dem IKRK nicht zum Schaden gereichen« 
werde. Die Landesregierung widerspr icht 
auch anhand aktuel ler Beispiele der Auf­
fassung, daß die Außensei terrol le der 
Schweiz humani täre Missionen besonders 
begünst ige; solche Aufträge fal len mehr 
und mehr UN-Mitg l iedern zu. Überhaupt 
besteht, w ie der Bericht feststel l t , im Rah­
men der Vereinten Nat ionen immer weni ­
ger Neigung, dem »Sonderfall* Schweiz 
Rechnung zu t ragen. »So haben wi r ver­
schiedene Wahlen in Organe der UNO 
ver loren, wobei uns immer wieder diskret 
zu verstehen gegeben wurde, wi r seien 
eben nicht Mitgl ied der Organisation.« 
Es kommt hinzu, daß der Beobachtersta­
tus, den die Schweiz bei den Vereinten 
Nat ionen genießt, eine Abwer tung erfuhr, 
»vor al lem seit die beiden deutschen Staa­
ten der UNO beigetreten sind«, und also 
keine gewicht igen Länder mehr auf der 
Beobachterbank sitzen, sondern einige Be­
f re iungsbewegungen. Der Bundesrat be­
tont den Einfluß dieser Gewichtsverschie­
bung im Beobachterstatus durch die deut­
schen UNO-Beitr i t te an zwei Stel len des 
Berichts mit Nachdruck. Unter anderem 
stieß das schweizerische Ersuchen, stell t 
er ferner in diesem Zusammenhang fest, 
»als Beobachter in best immten Gremien 
der Vereinten Nat ionen, vorab in Kommis­
sionen der Generalversammlung der UNO, 
zu einzelnen uns besonders interessieren­
den Tagesordnungspunkten das Wort er­
grei fen zu können, auf vermehrten Wider­
stand. Von Mitg l iedersei te wurde uns wie­
derhol t bedeutet, w i r hätten jederzei t d ie 
Mögl ichkeit , der Organisat ion beizutreten 
und dann mit vol len Rechten an den Bera­
tungen und Abst immungen tei lzunehmen.« 
Es läßt sieht nicht übersehen, daß die 
Vereinten Nat ionen, al len Fehlern und 
Schwächen zum Trotz, w ie es der Bun­
desrat formul iert , sich »immer mehr zum 
Mit te lpunkt der mult i lateralen Dip lomat ie 
entwickelt« haben. Es genügt nicht mehr, 
nur der »technischen UNO* anzugehören, 
nämlich den vielen Sonderorganisat ionen, 
d ie übr igens ebenfal ls, ohne daß die 
Schweiz es hindern kann, pol i t is iert wer­
den. Die zentralen Entscheidungen fal len 
nicht hier, sondern in der »politischen 
UNO*. Die Unterscheidung der techni­
schen von der pol i t ischen UNO, auf d ie 
man sich in der schweizerischen Öffent­
l ichkeit lange Zeit kapriziert hatte, ist ge­
genstandslos, d ie Grenzen verschwimmen, 
so daß nichts anderes übrigbleibt , als die 
vol le Verantwortung eines UNO-Mitg l ieds 
zu übernehmen. Dem Bundesrat gebührt 
für den Mut, mit dem er diesen Bericht be­
schließt, Dank und Anerkennung. JS 

Beiträge 55: Peter W. Fischer (PWF); 57: Dr. Jakob 
Streuli (JS); 56: Dr. Rüdiger Wolfrum (Wo). 
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